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VORWORT 

Die Covid-19-Pandemie hat eine Gesundheitskrise sowie eine Arbeitsmarkt- und Wirtschafts-
krise ausgelöst, die immer noch deutlich zu spüren sind und weitreichende Auswirkungen auf 
die Gesellschaft haben. Jetzt muss sichergestellt werden, dass es nicht auch noch zu einer 
Armutskrise kommt. 

Die aktuellen Zahlen zur Armut sind jedoch erschütternd: Über 1,5 Millionen Menschen in 
Österreich sind von Armut bedroht, davon sind über 350.000 Kinder und Jugendliche unter 
18 Jahren. Die Langzeitarbeitslosigkeit ist auf ein noch nie dagewesenes Ausmaß gestiegen 
und die Stundungen für Mieten und Kredite aus der Covid 19-Krise laufen aus. Das Armutsrisiko 
steigt damit noch weiter.

Mit der „Aktion: Armut abschaffen“ hat sich die Arbeiterkammer über den Sommer intensiv mit 
den verschiedenen Aspekten von Armut befasst und Wege aus der Armut aufgezeigt. In drei 
Diskussionsrunden unter den Titeln „Armut können wir uns nicht leisten“, „Das Leben darf nicht 
arm machen“ und „Arbeitslosigkeit – Armut ist nicht zumutbar“ haben wir mit Expertinnen und 
Experten aus Praxis und Wissenschaft Problemlagen und Lösungen diskutiert.

Es bestand weitgehend Einigkeit darüber, dass mit der Covid-19-Krise Probleme, die schon 
davor bestanden, deutlich sichtbarer wurden – Armut ist eines davon. Es gilt jetzt, neue Armut 
zu verhindern und bestehende abzubauen. Dazu braucht es eine gemeinsame Kraftanstren-
gung aller Akteurinnen und Akteure, angefangen bei der Bundesregierung über Sozialpartner 
bis hin zu NGOs. Nur ein gemeinsames Bekenntnis aller Verantwortlichen wird dazu beitragen, 
den drohenden Anstieg von Armut zu verhindern und bestehende Armut zu beseitigen.

Die gewonnenen Erkenntnisse der vergangenen Wochen möchten Arbeiterkammer und 
Österreichischer Gewerkschaftsbund nun mit Ihnen teilen. 

Renate Anderl
AK-Präsidentin

Wolfgang Katzian
ÖGB-Vorsitzender



6

RÜCKSCHAU

    AK/ÖGB Pressegespräch: 
Immer weniger Frauen schaffen es gesund in die Pension! 

FRAUEN-PENSIONSANTRITTE: 
GESUNDE BERUFSLAUFBAHNEN 
ERMÖGLICHEN!
Die Alarmglocken schrillen: Nur jede 2. Frau wechselt direkt aus der Erwerbstätigkeit in die 
Pension! Das ist das Ergebnis einer von der AK Wien bei WIFO und FORBA in Auftrag gegebenen 
Studie, die die Bedingungen und möglichen Auswirkungen der Erhöhung des Frauenpensions-
alters untersucht.

Folglich schafft es also ein großer Teil der Unternehmen nicht, den Frauen adäquate Beschäfti-
gungsmöglichkeiten bis zur Pension zu bieten – vor dem Hintergrund, dass das Antrittsalter der 
Frauen ab 2024 steigen wird, umso alarmierender.

„Höchste Eisenbahn, dass etwas getan wird. Wir brauchen Arbeitsbedingungen, die es Frauen 
ermöglichen, direkt in die Pension zu wechseln. Denn sonst ist der Altersarmut Tür und Tor 
geöffnet“, fordern AK Präsidentin Renate Anderl und ÖGB-Vizepräsidentin Korinna Schuman. 

NOTWENDIGE MASSNAHMEN AUF VERSCHIEDENEN EBENEN

Gefordert sind die Betriebe:  

   Arbeitsbedingungen alternsgerecht gestalten   
Bessere Arbeitsbedingungen sind eine zentrale Voraussetzung für einen längeren Verbleib 
im Arbeitsleben. Allerdings schaffen die wenigsten Unternehmen die Voraussetzungen für 
alternsgerechte Arbeitsbedingungen. Arbeitszeiten erlauben oft keine ausreichenden  
Erholungspausen oder erschweren die Vereinbarkeit von Familie/Freizeit und Berufsleben.  
An diesen Schrauben ist zu drehen:  
• Betriebliche Gesundheitsangebote (müssen bekannt und in der Arbeitszeit nutzbar sein)  
• Altersadäquate Arbeitszeitmodelle (Lage der Arbeitszeit, ausreichende Erholungspausen)  
• Veränderte Arbeitsorganisation (schweres Heben vermeiden, Arbeitsintensität verringern, 
bessere Personalplanung, die eine dauerhafte Überbeanspruchung der ArbeitnehmerInnen 
vermeidet, innovative Arbeitszeitmodelle, die nachteilige  
Erwerbsmuster von Frauen und Männern aufbrechen)

   Abbau von negativen Stereotypen gegenüber älteren Beschäftigten 
(z.B. bei Beschäftigungsaufnahme und Weiterbildung) 

   Berufliche Weiterbildungsmöglichkeiten für ältere Arbeitnehmerinnen 
Die Beschäftigungschancen für ältere Arbeitnehmerinnen können durch betriebliche und 
außerbetriebliche Weiterbildung verbesserten werden. Dies ist auch in Hinblick auf den 
digitalen Wandel entscheidend.
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Gefordert sind auch (Arbeitsmarkt)Politik und Gesetzgeber:

   Weiterentwicklung der Altersteilzeit mit dem Ziel einer leichteren Inanspruchnahme  

   Breite Vorbereitung von allen relevanten AkteurInnen auf die Anhebung des gesetzlichen 
Pensionsantrittsalters (u.a. ArbeitgeberInnen, Beschäftigte, Betriebsräte), inklusive Informa-
tionsoffensive zuständiger Bundesministerien und der Pensionsversicherungsanstalt.  

   Die Beschäftigung älterer Arbeitnehmerinnen durch ein Angebot qualitativer  
und leistbarer Pflege fördern  
Wenn ältere Arbeitnehmerinnen die Betreuung pflegebedürftiger Angehöriger übernehmen, 
führt das oft dazu, dass die berufliche Tätigkeit eingeschränkt oder aufgegeben wird. Der 
Ausbau von Pflegeangeboten ist eine wichtige Rahmenbedingung für die Erwerbstätigkeit 
älterer Arbeitnehmerinnen. Eine Pflegereform, die ein leistbares und qualitatives Angebot an 
Pflege für die Familien sicherstellt, muss endlich angegangen werden.    

   Die Arbeitsmarktintegration älterer Arbeitnehmerinnen durch den Ausbau flächen- 
deckender, leistbarer und hochqualitativer Kinderbetreuungseinrichtungen stärken  
Oft übernehmen ältere Arbeitnehmerinnen die Betreuung der Enkelkinder, wenn Kinder- 
betreuungseinrichtungen gar nicht oder nicht mit passenden Öffnungszeiten zur Verfügung 
stehen. Bund, Länder und Gemeinden sind gefordert, endlich ein ausreichendes bundes- 
weites Angebot an Kinderbetreuung zu schaffen.  

   Maßnahmen zur Bekämpfung der Langzeit- und Altersarbeitslosigkeit  
Die stark steigende Langzeitarbeitslosigkeit wird mit einer Jobgarantie nach dem AK-Modell 
„Chance 45“ bekämpft. Dabei werden verschiedene Arbeitsmarktinstrumente systematisch 
zusammengeführt, und insbesondere die Wiederbeschäftigung Langzeitarbeitsloser (ab 
einem Alter von 45 Jahren) mittels kollektivvertraglich entlohnter Dauerarbeitsplätze in  
gemeinnützigen Dienstleistungen gefördert.    
Die Aktion Sprungbrett des Bundesministers Kocher muss langzeitarbeitslosen Frauen eine 
nachhaltige Beschäftigung ermöglichen – in Unternehmen, in Gemeinden, in Nichtregie-
rungsorganisationen. Das AMS muss gewährleisten, dass diese Aktion Frauen und Männern 
gleichermaßen den Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt ermöglicht. Zumindest die Hälfte 
der 50.000 der mit dieser Aktion geförderten Personen müssen Frauen sein.

   Auch innovative Formen von Arbeitszeitverkürzungen (z.B. leichtere Erreichbarkeit der 
sechsten Urlaubswoche, Anspruch auf 4-Tage-Woche, Freizeitoption in Kollektivverträgen) 
tragen dazu bei, den materiellen Wohlstand in Zeitwohlstand umzuwandeln und bezahlte 
(und unbezahlte Arbeit) gerechter zu verteilen.  Eine Mehrheit der ÖsterreicherInnen befür-
wortet laut einer Umfrage von SORA eine Arbeitszeitverkürzung auf 35 Wochenarbeits- 
stunden.
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    Pressekonferenz BM Mückstein und AK Anderl:  
Armutskrise verhindern 

 „Wir haben umfassende Vorschläge gegen Armut erarbeitet und werden über den Sommer 
auch in Dialog mit anderen Institutionen und Gruppen treten. Wir brauchen jetzt eine breite 
Allianz, denn es kann nicht sein, dass in einem so reichen Land Eltern nicht wissen, ob ihre Kin-
der in der Schule und dann im Berufsleben Erfolg haben werden, weil sie sich keine Computer 
für Homeschooling und kein starkes Internet leisten können, von Urlaub ganz zu schweigen“, 
sagt AK Präsidentin Renate Anderl.

Das wirksamste Mittel gegen Armut ist ein Arbeitsplatz mit gerechter Entlohnung und fairen 
Arbeitsbedingungen, die nicht krank machen. Ein wichtiger Ansatzpunkt ist daher die Arbeits-
marktpolitik. 

Die AK fordert dazu:  

   Arbeitslosengeld von 55 auf 70 Prozent des Nettoeinkommens erhöhen

   Mehr AMS-Personal für bessere Betreuung der Arbeitsuchenden

   Mehr Chancen für Langzeitarbeitslose Wir erwarten, dass die 300 Mio. Euro für die  
Aktion Sprungbrett zusätzliches Geld sind.

   Außerdem muss diese Aktion bis Ende der Legislaturperiode verlängert werden.

   Volle Lohntransparenz in den Betrieben, für faire Einkommen von Frauen

ENGAGIERT GEGEN KINDERARMUT

Die finanzielle Lage der Familie darf niemals der Grund dafür sein, dass Kinder keine Chancen 
im Leben bekommen. Trotzdem leben in Österreich 362.000 Kinder in Haushalten, die es sich 
nicht leisten können, unerwartete Ausgaben zu tätigen. Die AK hat ein Paket gegen Kinderarmut 
geschnürt, das rasch umgesetzt werden muss. „Kinder, die in Armut leben müssen – das ist eine 
Schande für unser reiches Land“, so Anderl.

Die AK fordert dazu:

   Genug Geld zum Leben für alle Familien: ausreichend hohe Leistungen bei Arbeitslosigkeit 
und in der Mindestsicherung

   Chancengerechtigkeit im Bildungssystem beginnend bei Elementarbildung

   Leicht erreichbare Beratungs- und Unterstützungsangebote, etwa frühe Hilfen für gefährde-
te Familien. 

FRAUEN SIND BESONDERS VON ARMUT BETROFFEN 

Sie verdienen in Österreich nach wie vor weniger als Männer (Beim Vergleich der Stundenlöhne 
2019 um knapp 20 Prozent). Frauen arbeiten oft Teilzeit, das führt zu niedrigen Einkommen und 
geringen Frauenpensionen. Schweden und Dänemark zeigen, wie es besser geht: Ein wesent-
licher Faktor ist, dass in diesen Ländern die Kinderbetreuung und Elementarbildung viel besser 
ausgebaut und finanziert sind als bei uns. Österreich muss hier dringend nachziehen.
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Die AK fordert dazu:

   Volle Lohntransparenz in den Betrieben – nur wenn Frauen wissen, was die Kollegen  
verdienen, können sie gerechten Lohn einfordern

   Mehr Unterstützung für partnerschaftliche Teilung von Kinderbetreuung

    1 % des BIP für Kinderbildung (von derzeit 0,70) – Forderung der AK, gemeinsam mit  
Sozialpartnern und IV

   Schulfinanzierung nach AK-Chancenindex

   Mehr Ganztagsschulen, ganzjährig, in ganz Österreich

DIE REICHEN KÖNNEN MENSCHEN AUS DER ARMUT HOLEN!

„Armut ist kein Naturgesetz, Armut wird gemacht – und in Kauf genommen“, so Anderl. „Wir 
wollen nicht die Reichen arm machen. Aber die Reichen können es sich leisten, die Menschen 
aus der Armut zu holen.“  Was jetzt auf gar keinen Fall kommen dürfe, seien Sparpakete in den 
Sozialsystemen, denn dann sei eine Armutskrise garantiert. Anderl: „Verfestigte Armut darf nicht 
Folge der Corona-Krise sein, der Aufschwung muss ein Aufschwung für alle werden. Es gibt in 
diesem Land immens viele Reichtum – dass es auch so viel Armut gibt, ist schändlich!“

Pressekonferenz 
zum Nachschauen



1110



12

  Diskussion: „Armut können wir uns nicht leisten“

Hanna Biller (Bundesjugendvertretung), AK-Experten Norman Wagner, Moderatorin Gundula Geiginger, 
Journalistin Nina Horaczek und der Psychotherapeut Martin Schürz

Die erste Diskussion zum Thema „Armut bei Kindern und Jugendlichen: Mit Corona sind weitere 
Schwierigkeiten hinzugekommen“ fand am Mittwoch, den 11. August statt. 

In Österreich leben 362.000 Kinder und Jugendliche in Haushalten, die es sich nicht leisten 
können, unerwartete Ausgaben zu tätigen. 105.000 Kinder, Jugendliche bzw. deren Eltern 
können aus finanziellen Gründen nicht wenigstens einmal im Monat FreundInnen oder Ver-
wandte einladen. „Mit der Covid-19-Krise sind weitere Schwierigkeiten hinzugekommen“, sagt 
AK Experte Norman Wagner. „Es ist eine Schande, dass in einem reichen Land wie Österreich 
Kinder in Armut aufwachsen müssen.“ Im Rahmen der „Aktion: Armut abschaffen“ hat die 
AK im Vorfeld des Tags der Jugend eine Diskussion zum Thema „Armut können wir uns nicht 
leisten“ organisiert.  

KEYFINDINGS AUS DER DEBATTE

Die Keyfindings aus der Debatte, an der neben AK-Experten Norman Wagner der Psychothera-
peut Martin Schürz, Hanna Biller (Bundesjugendvertretung) sowie die Journalistin Nina Horac-
zek teilnahmen: 

„Bei der Armutsbekämpfung müssen viele Zahnräder ineinandergreifen“, sagt AK Experte Nor-
man Wagner. So hat etwa die Wohnsituation Einfluss auf die Gesundheit, und Gesundheit ist 
wiederum eine Voraussetzung, um in Schule, Ausbildung oder am Arbeitsplatz leistungsfähig 
zu sein. Wichtig ist, dass die Kinder- und Jugendliche selbst unterstützt werden und nicht nur 
die Haushalte, in denen sie leben.

Diskussion zum 
Nachschauen
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   „Kinderarmut hat psychosoziale Folgen für die ganze Familie“, sagt Martin Schürz.  
Das Leben in Armut ist eine Erschwernis, die sich beispielsweise in Angst zeigt,  
in Beschämung und in Scham.  

   „Kinder und Jugendliche wissen, was sie für ein gutes Leben brauchen. Deshalb ist es 
wichtig, dass sie auch selbst immer zu Wort kommen und mitreden können“, sagt Hanna 
Biller, Referentin bei der Bundesjugendvertretung. 

   Wir haben ein Bildungssystem, in dem Bildung massiv vererbt wird. Aus armen Kindern 
werden oft arme und kranke Erwachsene. Um für mehr Gerechtigkeit zu sorgen, braucht es 
massive Investitionen in die Kinderbildung, eine Schulfinanzierung nach dem AK-Chancen-
index und kostenlose hochwertige Ferien- und Freizeitmöglichkeiten für Kinder. 100 Millio-
nen Euro werden derzeit pro Jahr für Nachhilfe ausgegeben – das können sich bei weitem 
nicht alle leisten.

   Neben Bildung muss auch auf Verteilungsthemen geachtet werden. Eine gerechtere Gesell-
schaft ist eine Gesellschaft, in der jene mit großem Vermögen mehr Beiträge leisten.

   Der Grund für Armut ist oft Arbeitslosigkeit, das Arbeitslosengeld in Österreich ist sehr  
niedrig. Daher braucht es hier eine Erhöhung.  

   Damit der jetzt einsetzende Aufschwung ein Aufschwung für alle werden kann, müssen 
Gruppen, die derzeit weniger Chancen haben, neue Chancen bekommen, vor allem Lang-
zeitbeschäftigungslose und ältere ArbeitnehmerInnen. 

   Zur Bekämpfung von Armut bei Kindern und Jugendlichen hat die Arbeiterkammer ein 
umfassendes Paket vorgelegt, das neben Geldleistungen auf Bildungschancen und Unter-
stützungsangebote setzt. Denn die Wege aus der Kinderarmut sind komplex, aber mit dem 
richtigen Mix aus Geld- und Sachleistungen erfolgreich beschreitbar. 
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  Diskussion: „Das Leben darf nicht arm machen“

Neunerhaus-Geschäftsführerin Elisabeth Hammer, AK Experte Thomas Ritt, Volksanwalt Bernhard Achitz 
und die Journalistin Maida Dedagic

Die zweite Diskussion zum Thema „Das Leben darf nicht arm machen“ fand am Montag, den 
23. August statt. Unter der Moderation von Puls4-Journalistin Gundula Geiginger diskutierten 
AK Experte Thomas Ritt, Volksanwalt Bernhard Achitz, Neunerhaus-Geschäftsführerin Elisabeth 
Hammer und die Journalistin Maida Dedagic.

Eine Folge der Corona-Wirtschaftskrise ist, dass aufgrund von Kurzarbeit und Arbeitslosigkeit 
viele Menschen ein geringeres Einkommen haben. Die Kosten haben sich nicht reduziert – im 
Gegenteil. Aufgrund vieler unbezahlter Rechnungen drohen allein in Wien 5.000 Delogierungen. 
Wie können Menschen aus solchen Armutsfallen wieder hinauskommen, welche Lösungen 
gibt es? 

KEYFINDINGS AUS DER DEBATTE

Die Keyfindings aus der Diskussion im Rahmen der „Aktion: Armut Abschaffen“, an der neben 
AK Experten Thomas Ritt, Volksanwalt Bernhard Achitz, die Geschäftsführerin vom Neunerhaus 
Elisabeth Hammer und die Journalistin Maida Dedagic teilnahmen:

„Die Auswirkungen der Pandemie, zunehmende Spekulation und die Klimakrise verstärken 
den finanziellen Druck gerade auf die, die am wenigsten haben. Wir brauchen in allen diesen 
Bereichen zielgerichtete Maßnahmen, damit Wohnen nicht in die Armut führt“, sagt AK Experte 
Thomas Ritt. Wie können Menschen aus solchen Armutsfallen wieder hinauskommen, welche 
Lösungen gibt es? 

Geringverdiener geben 59 Prozent ihres Einkommens fürs Wohnen und Heizen aus, infolge 
der Arbeitslosigkeit ist bei vielen das Einkommen auf 55 Prozent zurückgegangen. „Das geht 
sich dann an allen Ecken und Enden nicht aus“, sagt Thomas Ritt. Allein in Wien drohen 5.000 
Delogierungen.

Diskussion zum 
Nachschauen
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Jeder Mensch braucht ein Zuhause. „Menschen brauchen ein Zuhause, das leistbar, dauerhaft 
und inklusiv ist. Das hat die aktuelle Krise für uns alle deutlich gemacht. Um Lebensverhältnisse 
effektiv zu verbessern, müssen wir Wohnen, Gesundheit und Soziales allerdings noch mehr 
als bisher zusammendenken. Armut abzuschaffen heißt in besonderer Weise auch Zugänge 
zu schaffen: zu leistbarem Wohnen ebenso wie zu sozialer Beratung, Existenzsicherung und 
Arbeitsmarkt sowie gesundheitlichen Angeboten“, sagt Elisabeth Hammer, Geschäftsführerin 
vom Neunerhaus.

Delogierungen sind sozial und volkswirtschaftlich das Schlimmste – durch eine Delogierung 
bei Mietrückständen von 2.500 Euro ergeben sich Folgekosten von 30.900 Euro. In den fünf 
Jahren nach der Finanzkrise stieg die Zahl der Obdachlosen um ein Drittel.

Der private Wohnungsmarkt ist durch Spekulation kaputt gemacht worden, auch die Zahl 
der Befristungen ist ein Problem.

„Jede neue Regierung hat sich eine Reform des Mietrechts vorgenommen und ist daran 
gescheitert. Mit jeder Nicht-Reform ist leistbares Wohnen für die Menschen nur zu einer noch 
größeren Herausforderung geworden“, sagt die Journalistin Maida Dedagic. „Der Bundes-
kanzler hat sich zuletzt einmal 2017 zu dem Thema Wohnen geäußert, als er sagte, für junge 
Menschen sei Eigentum die beste Maßnahme gegen Altersarmut. Seitdem ist im Bereich 
Wohnen nichts passiert, außer dass die Eigentumspreise sowie die Mieten nur noch teurer 
geworden sind.“

Der öffentliche Raum muss gerechter verteilt werden. Auch hier hat die Pandemie etwas deut-
licher sichtbar gemacht: Wer genug Mittel hat und ein Zweithaus im Altaussee, eine südseitige 
Dachterrasse oder ein Einfamilienhaus mit Garten sein Eigen nennt, war im Lockdown deutlich 
besser daran und deutlich weniger auf den öffentlichen Raum angewiesen als Menschen mit 
kleinen Mietwohnungen. Zudem ist der öffentliche Raum zunehmend durch Privatisierung und 
geschäftliche Begehrlichkeiten bedroht. Dabei brauchen mehr, frei benutzbaren und besser 
gestalteten öffentlichen Raum.

Es braucht eine bessere Unterstützung für Menschen in Not: Die Bedarfsorientierte Mindest-
sicherung wurde durch die Sozialhilfe ersetzt. So hat es der Bund beschlossen, aber noch nicht 
alle Länder haben diese Vorgaben umgesetzt, die zu massiven Kürzungen für armutsgefährdete 
Menschen führen. Volksanwalt Bernhard Achitz: „Die Kritik der Volksanwaltschaft an der unklaren 
Rechtslage wurde von der Politik teilweise so dargestellt, als ob die Volksanwaltschaft kritisiert 
hätte, dass etwa in Wien die Leistungen zu hoch sind. Denn in Wien sind die Regelungen für die 
Betroffenen in einigen Punkten deutlich besser als im Bundesgesetz vorgesehen – und somit 
effizienter in der Armutsbekämpfung. Es braucht eine politische Einigung, die Rechtssicherheit 
für Betroffene herstellt und Armut verhindert. Erfreulicherweise will auch das zuständige 
Regierungsmitglied, Sozialminister Wolfgang Mückstein, eine Reparatur des Sozialhilfe-Grund-
satzgesetzes mit mehr Spielraum für die Länder. Langfristig müssen soziale Grundrechte in die 
Verfassung, dann wären Meilensteine wie die Mindestsicherung besser abgesichert.“

Das Arbeitslosengeld in der jetzigen Form macht arm: Daher ist eine Erhöhung von derzeit 
55 Prozent auf 70 Prozent notwendig.
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  Diskussion: „Arbeitslosigkeit: Armut ist nicht zumutbar“

AK Expertin Silvia Hofbauer, Wifo Experte Helmut Mahringer, Moderatorin Gundula Geiginger, 
Gudrun Höfner, Prokuristin von It-works, einem gemeinnützigen Träger im Bereich der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik und die Journalistin Verena Kainrath

Diskussion am 8.9.

Arbeitsminister Martin Kocher hat eine Reform der Arbeitslosenversicherung angekündigt. Was 
muss diese Reform berücksichtigen, damit Arbeitslosigkeit nicht zur Armutsfalle wird? Was ist 
wichtig, damit Arbeitssuchende möglichst gut vermittelt werden und nicht Stellen annehmen 
müssen, die ganz und gar nicht ihrer Qualifikation entsprechen, schlechte Arbeitsbedingungen 
bieten und mit deutlichen Gehaltseinbußen verbunden sind? Was benötigen Langzeitarbeits-
lose, damit sie den Einstieg in den Arbeitsmarkt wieder schaffen und ihre Kinder nicht unter 
Armut leiden? 

KEYFINDINGS AUS DER DEBATTE

Die Keyfindings aus der Diskussion im Rahmen der „Aktion: Armut Abschaffen“, an der neben 
AK Expertin Silvia Hofbauer, Wifo Experte Helmut Mahringer, Gudrun Höfner, Prokuristin von 
It-works, einem gemeinnützigen Träger im Bereich der aktiven Arbeitsmarktpolitik und die 
Journalistin Verena Kainrath teilnahmen:

   Das Arbeitslosengeld in der derzeitigen Form führt zu Armut. 82 Prozent der Arbeitslosen 
kommen mit dem Einkommen gerade noch aus, bei Langzeitarbeitslosen sind es 94 Pro-
zent, zeigt der Arbeitsklimaindex. Das heißt, dass normale Ausgaben wie Miete schon ein 
Problem darstellen. Kommen Extra-Ausgaben dazu – von einer kaputten Waschmaschine 
bis hin zu einer Schulveranstaltung – führt das in den betroffenen Familien zu dramatischen 
Situationen. Daher fordert die AK neben der Erhöhung der Nettoersatzrate auf 70 Prozent, 
dass der Familienzuschlag, der nur 97 Cent täglich beträgt und seit Jänner 2001 (!) nicht 
mehr angepasst wurde, erhöht wird. 

   Derzeit ist die Arbeitslosenversicherung in einigen Punkten ungerecht gestaltet. Für Unter-
nehmen ist es beispielsweise einfach, bei Auftragsschwankungen MitarbeiterInnen, für die 
kurzfristig kein Bedarf besteht, beim AMS zu „parken“. Wenn jemand hingegen selbst kün-
digt, bekommt er oder sie in den ersten Wochen keine Leistungen aus der Versicherung. 
Hier gilt es, für mehr Gerechtigkeit zu sorgen. 

Diskussion zum 
Nachschauen
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   Ein besserer Vermittlungsprozess braucht mehr Beschäftigte fürs AMS. Studien und ein 
Feldversuch des Wifo zeigen, dass mehr Personal bessere Betreuung und die schnellere 
Wiederaufnahme von Arbeit bedeuten. 

   Die größte Gefahr ist, dass sich Arbeitslosigkeit verfestigt. Die meisten Menschen finden 
schnell eine Stelle, aber in Zeiten großer Arbeitslosigkeit sind es vor allem Menschen mit  
ungünstigeren Chancen (etwa Ältere oder mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen) die 
keine Möglichkeit mehr bekommen. Für diese Gruppe wären spezielle Unterstützungen – 
etwa eine Jobgarantie – hilfreich.  

   Hoher Druck auf Arbeitssuchende führt dazu, dass Arbeitssuchende jede Stelle annehmen, 
egal, ob sie ihrer Qualifikation und dem früheren Lohnniveau entspricht. Dies könnte dazu 
führen, dass der Niedriglohnsektor massiv wächst – während auf der anderen Seite Fachkräf-
te fehlen. Diese Entwicklung wäre für den Wirtschaftsstandort schädlich. Daher braucht es 
eine Weiterentwicklung der Zumutbarkeitsbestimmungen, damit Kompetenzen und Lohn-
niveau erhalten werden. 

   Geringfügige Beschäftigung kann für Arbeitslose eine Brücke in einen neuen Job sein,  
wichtig ist, zu versuchen, aus geringfügiger Beschäftigung rasch vollversicherungspflichtige 
Beschäftigung zu machen. Unternehmen, die viele geringfügig Beschäftigte haben, gehö-
ren zudem besser kontrolliert. 

   Wenn ein degressives Arbeitslosengeldmodell überlegt wird, das versucht, mit einer schritt-
weisen Senkung der Unterstützung Anreize zu bieten, um Jobs anzunehmen, dann muss 
auch bedacht werden, dass die meisten Menschen, die arbeitslos werden, ohnehin relativ 
rasch einen Job finden. Ein degressives Arbeitslosengeldmodell würde daher jene unterstüt-
zen, die rasch einen Job finden, aber Langzeitarbeitslose verstärkt in Armut drängen. Der mit 
einem degressiven Arbeitslosengeld verbundene steigende finanzielle Druck auf Arbeitslose 
bringt nicht mehr Arbeitsaufnahmen. Mehr Arbeitsaufnahmen bringt eine enge und gute 
Betreuung bei der Jobsuche durch das AMS, das dafür mehr Personal braucht. 

   Wichtig ist es, evidenzbasiert gemeinsam Lösungen zu suchen, damit Arbeitslosigkeit vor  
Armut schützt, der Wiedereinstieg gut gestaltet wird und Chancen bietet. Das österreichische 
Arbeitsmarktsystem ist nicht völlig unerfolgreich, wenn man es im internationalen Vergleich 
ansieht, man muss nicht alles neu machen. Was besonders wirksam ist, ist die Beratung und 
Vermittlung durch das AMS zu verstärken. Es gibt kein Patentrezept, daher macht auch eine 
Einzelmaßnahme keinen Sinn, man muss immer das Zusammenwirken berücksichtigen. 
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WAS MUSS JETZT GESCHEHEN? 

    Was eine moderne Arbeitslosenversicherung braucht 

Arbeitsminister Kocher hat eine Reform der Arbeitslosenversicherung angekündigt. Bis zum 
Frühjahr 2022 sollen Vorschläge unter Einbeziehung der Sozialpartner erarbeitet werden, die 
dann mit Beginn des Jahres 2023 in Kraft treten sollen. 

Eine Erneuerung der Arbeitslosenversicherung ist notwendig, allerdings sind Verschärfungen 
und Verschlechterungen nicht geeignet, um dem Problem der Arbeitslosigkeit in einer sich 
verändernden Arbeitswelt zu begegnen. Vielmehr braucht es neue Lösungsansätze, die Arbeit-
suchende besser beim Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt unterstützen. Die bestehenden 
Regelungen der Arbeitslosenversicherung erfüllen dieses Ziel derzeit nicht. 

Die Arbeitslosenversicherung muss Arbeitslose vor dem sozialen Abstieg und vor Armut besser 
schützen. Sowohl eine Sonderauswertung des Arbeitsklima-Index als auch eine aktuelle SORA 
Studie haben die Situation der Arbeitslosen in der heutigen Zeit – geprägt von der Corona-Pan-
demie – untersucht. Beide Untersuchungen haben bestätigt, dass der Großteil der Arbeitslosen 
mit dem Arbeitslosengeld kaum auskommt. Das Problem verstärkt sich umso mehr während 
des Bezuges der Notstandshilfe. Im Schnitt betrug das Arbeitslosengeld in Österreich im Jahr 
2020 rund 990 Euro. Die Notstandshilfe lag bundesweit bei etwa 870 Euro. Bei Frauen ist es 
nochmals deutlich weniger. Die Anhebung der Nettoersatzrate wäre daher der wichtigste Schritt, 
darüber hinaus gibt es noch weitere Hebel, an denen angesetzt werden muss, vor allem bei den 
Familienzuschlägen, die seit 2001 nicht mehr erhöht wurden. Genauso muss der Wiedereinstieg 
auch besser finanziell durch eine Ausweitung der Heranziehung der alten, höheren Bemessungs- 
grundlage für weitere Arbeitslosigkeitsperioden, abgefedert werden.

Es braucht außerdem mehr Fairness in der Arbeitslosenversicherung, ein Abgehen vom oft 
tiefem Misstrauen gegenüber arbeitslosen Menschen ist längst überfällig. Viele Regelungen im 
Arbeitslosenversicherungsgesetz sind von diesem Misstrauen geprägt. So zum Beispiel die vier-
wöchige Sperre des Arbeitslosengeldes nach einer Kündigung von ArbeitnehmerInnen. 
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Regelungen oder Maßnahmen, die Unternehmen, die möglichst viele Kosten auf die Versicher-
tengemeinschaft abwälzen, finden sich in der Arbeitslosenversicherung nicht. Das Zwischen-
parken von ArbeitnehmerInnen oder das Führen von Geschäftszweigen nahezu ausschließlich 
mit geringfügigen MitarbeiterInnen bieten Ansatzpunkte für Veränderungen, die für einen 
Ausgleich der entstehenden Kosten sorgen können.

Bei der geplanten Reform der Arbeitslosenversicherung muss die Regierung insbesondere 
folgende Punkte umsetzen: 

   Besserer Schutz vor Armut vor allem durch Anhebung der Nettoersatzrate auf 70 Prozent, 
Erhöhung des Familienzuschlages sowie einer Verlängerung der Bezugsdauer beim Arbeits-
losengeld, aber auch Verbesserungen beim Bemessungsgrundlagenschutz.

   Zeitgemäße Regeln für die öffentliche Arbeitsvermittlung: Zumutbarkeitsbestimmungen, 
die die öffentliche Arbeitsvermittlung durch das AMS an Regeln binden, die einen nach- 
haltigen beruflichen Abstieg bei Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt verhindern.  
Das bedeutet vor allem Verbesserungen beim Berufsschutz und beim Entgeltschutz und  
abgestufte Sanktionen statt sofortigem gänzlichem Leistungsentfall sowie Vermittlung  
ausschließlich in existenzsichernde Beschäftigung. Das erfordert deutlich mehr Personal  
im AMS, um diese Ziele zu erreichen.

   Unterstützung bei der Bewältigung des wirtschaftlichen Strukturwandels: durch einen 
Rechtsanspruch auf sozial gut abgesicherte und umfassende arbeitsmarktbezogene Aus- 
und Weiterbildung mit einer eigenständigen Wahl des Ausbildungsinhaltes auf Grundlage 
einer Bildungsberatung für Arbeitsuchende und Beschäftigte.

   Mehr Fairness in der Arbeitslosenversicherung: Abschaffung der Sperre nach Selbstkündigung 
und wirkungsvolle Maßnahmen gegen die systematische Praxis von Unternehmen Mitar-
beiterInnen zu kündigen und kurz danach wieder einzustellen um Auftragsschwankungen 
abzufedern.
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    AK Kinderarmutspaket  

AK-PAKET ZUR BEKÄMPFUNG VON KINDERARMUT

Die finanzielle Lage der Familie darf niemals der Grund sein, dass Kinder keine Chancen im 
Leben bekommen. Trotzdem leben in Österreich 362.000 Kinder in einem Haushalt, der es sich 
nicht leisten kann, unerwartete Ausgaben zu tätigen, 105.000 Kinder bzw. deren Eltern können 
aus finanziellen Gründen nicht wenigstens einmal im Monat FreundInnen oder Verwandte 
einladen. Besonders erschwerend in Zeiten des Home-Schooling ist die Tatsache, dass 65.000 
Kinder in Haushalten leben, die sich keinen PC leisten können. 

Bei der Armutsbekämpfung greifen viele Zahnräder ineinander. So hat etwa die Wohnsituation 
Einfluss auf die Gesundheit und Gesundheit ist wiederum eine Voraussetzung, um in Schule, 
Ausbildung oder am Arbeitsplatz leistungsfähig zu sein. Um Armut erfolgreich zu bekämpfen, 
muss also an vielen Schrauben gleichzeitig gedreht werden. Wichtig ist, dass die Kinder und 
Jugendlichen selbst unterstützt werden und nicht nur die Haushalte, in denen sie leben. 
Die Voraussetzung, Chancen überhaupt ergreifen zu können, gibt es nur, wenn die materiellen 
Grundbedürfnisse gesichert sind. Unabhängig von der finanziellen Lage des jeweiligen Haus-
halts muss jedes Kind und jede/r Jugendliche Teilhabe an Bildung, Freizeit und Gesundheit 
haben. Finanziert muss das über ein gerechtes Steuersystem werden. 

Die COVID-19-Krise hat die Situation in vielen Familien verschärft, etwa, weil notwendige Res-
sourcen, wie Laptops oder eine stabile Internetverbindung für Home-Schooling fehlen. Auch die 
Jugendarbeitslosigkeit ist stark angestiegen, was negative Auswirkungen auf das gesamte Er-
werbsleben haben kann. Wer schnell hilft, hilft doppelt – darum muss rasch gehandelt werden, 
damit Kinder und Jugendliche nicht schon aus dem Rennen geworfen werden, bevor es richtig 
angefangen hat. 

Armut ist komplex, aber kein Naturgesetz – Armut wird gemacht. Die gute Nachricht ist: 
Mit dem richtigen Mix aus Geld- und Sachleistungen, kann man verhindern, dass aus armen 
Kindern, arme Erwachsene werden. 
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Die wirksamsten Mittel gegen Armut sind gerechte Entlohnung und faire Arbeitsbedingungen. 
Wenn Eltern genug verdienen, um gut leben zu können, sinkt auch die Kinderarmut. Zudem 
trägt ein gut ausgebauter Sozialstaat maßgeblich zur Reduktion von (Kinder-)Armut bei. 

Die AK sieht drei zentrale Ansatzpunkte, um Kinderarmut erfolgreich zu bekämpfen: 

1.   Genug Geld zum Leben für alle Familien, 

2.   Chancengerechtigkeit im Bildungssystem und 

3.   Leicht erreichbare Beratungs- und Unterstützungsangebote 

Diese 3 Punkte umfassen jeweils mehrere Maßnahmen, die im Folgenden ausgeführt werden. 

1.   GENUG GELD ZUM LEBEN 

Um ein gelingendes Leben führen zu können, muss man sich nicht nur Essen, Miete, Heizung 
oder Kleidung leisten können. Auch ein Handy zu haben, wie alle anderen oder ein Kinobesuch 
ab und an gehören dazu. Aufgabe der Politik ist es sicherzustellen, dass Familien genug Geld 
haben, um all diese Ausgaben zu bestreiten und somit soziale Ausgrenzung zu vermeiden. 

Die Covid-19-Krise hat Ungleichheiten verstärkt, jetzt muss alles darangesetzt werden, eine 
schwere soziale Krise zu verhindern. Damit tausende Kinder und Jugendliche nicht schon am 
Anfang ihres Lebens abgehängt werden, muss es Investitionen und höhere Unterstützungsleis-
tungen geben. 

Die AK fordert daher: 

    Erhöhung der Nettoersatzrate beim Arbeitslosengeld auf 70 Prozent 

    Unterhaltsgarantie: Unterhaltsvorschuss soll auf die Höhe des Regelbedarfssatzes aufge-
stockt werden, wenn Unterhaltszahlungen ganz oder teilweise ausfallen. 

    Mindestsicherung: Rücknahme der unter Schwarz-Blau 2019 beschlossenen Verschlechte-
rungen, Anhebung der Richtsätze auf die Armutsgefährdungsschwelle und der Kinderricht-
sätze zumindest auf das Niveau von Wien (27%) 

    SchülerInnenbeihilfe: deutliche Anhebung der Leistung sowie der Einkommensgrenzen,  
Einbeziehung der 9. Schulstufe 

    Lücken beim Zugang zu Familienleistungen schließen: Die Familienbeihilfe und das  
Kinderbetreuungsgeld muss allen Eltern, die den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen in  
Österreich haben unabhängig von Herkunft, Aufenthalts- oder Erwerbsstatus gewährt  
werden. 

    Leistbares Wohnen: Fokus auf kommunalen Wohnbau und die gemeinnützige Wohnungs-
wirtschaft, Abschaffung der Befristungen, Strafzahlungen bei Mietwucher, ein soziales  
Mietrecht für alle Wohnungen, Wohnbeihilfen für Haushalte in schwieriger finanzieller Lage 
und ein Hilfsfonds für Haushalte mit pandemiebedingten Zahlungsschwierigkeiten. 

2.   BILDUNG VON ANFANG FÜR ALLE 

Kindergärten, Schule, Lehre und höhere Bildung: Kaum etwas ist so entscheidend für die Chan-
cen im Leben, wie der Zugang zu Bildung. Das AK-Paket gegen Kinderarmut trägt maßgeblich 
dazu bei, dass jedes Kind einen fairen Start ins Leben hat und nicht schon mit einem Hürden-
lauf beginnen muss. 
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    Kinderbetreuung und Elementarbildung: Rechtsanspruch ab 1. Lebensjahr für alle, kurz- 
fristig Befreiung armutsbetroffener Familien von den Elternbeiträgen; mittelfristig soll  
Elementarbildung als Bildungseinrichtungen generell kostenlos werden. 

    Kostenlose Schule: Schulmaterial, Verpflegung, Schulveranstaltungen sowie kostenlose 
Unterstützung bei Lernschwächen. 

    Ausbau der Ganztagsschulen, verschränkte Ganztagsschulen bundesweit ausbauen,  
qualitätsvolles Angebot an Freizeitpädagogik 

    flächendeckende Umsetzung einer gerechten und transparenten Schulfinanzierung  
nach dem AK-Chancen-Index, dabei auch Ausbau von Schulsozialarbeit, inkl. zusätzliche 
SchulpsychologInnen 

    Sensibilisierung von LehrerInnen, hinsichtlich möglicher Vorurteile gegenüber armuts- 
betroffenen Familien. 

    Ausbau kostenloser außerschulischer sowie Ferien- und Freizeitangebote  
(Vorbild SummerCityCamps). 

Echte Chancengerechtigkeit gibt es aber nur, wenn hohe Qualität und ausreichend qualifizier-
tes Personal in den Bildungseinrichtungen sichergestellt sind. 

Damit armutsbetroffene Kinder und Jugendliche auch Zugang zu Kunst und Kultur haben, 
wäre der Ausbau des Kulturpass der Initiative www.hungeraufkunstundkultur.at auf einen 
bundesweiten Kultur- und Bildungspass sinnvoll. 

3.   PERSPEKTIVEN GEBEN 

Armut kann durch Krisen wie Jobverlust, Scheidung, Krankheit oder psychische Ausnahmesitu-
ationen entstehen. Armut bedeutet großen Druck und die Betroffenen empfinden ihre Situa-
tion oft als ausweglos. Um den Weg zurück zu finden, braucht es ebenso wie für jede Familie in 
schwierigen Situationen niedrigschwellige und professionelle Beratung und Unterstützung. 

    Ausreichende Finanzierung von Beratungsstellen, jedenfalls von: 

    Flächendeckenden frühen Hilfen (aufsuchende psychosoziale Unterstützung) 

    Jugendämtern: ein/e SozialarbeiterIn je 1.800 Kinder/Jugendliche (lt. KJA) 

    Frauen und Familienberatungsstellen 

    Kostenlose psychotherapeutische Angebote für Kinder ausbauen 

    Buddy-Systeme, zB. für die Berufsorientierung und Suche von passenden Lehrstellen 

    Ausreichende diagnostische, medizinische und therapeutische Leistungen - kostenfrei, auch 
inkl. allfälliger Mitbetreuung der Eltern. 



AK.AT/FÜRDICH

SOLIDARITÄT
#FÜRDICH

DIE AK FORDERT EINEN GERECHTEN
SOZIALSTAAT, DER FÜR ALLE DA IST.


